
Aktenzeichen: ,1 ABR 86/83
Bundesarbeitsgericht 1. Senat Beschluß vom 14. Januar 1986

- 1 ABR 86/83 -
I. Arbeitsgericht Beschluß vom 16.September 1982Aachen - 2 BV 6/82 -
II. Landesarbeitsgericht Beschluß vom 3- November 1983

Köln - 10 Ta BV 19/83 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Rechtsmittelbegründung durch Telekopie

Gesetz: ArbGG § 94 Abs. 1, § 94 Abs. 2 Satz 3, § 72 Abs. 5, § 74
Abs. 2; ZPO § 130 Nr. 6, § 233, § 234 Abs. 1 und 2, §553 
Abs. 2, § 554 Abs. 5, § 554 a Abs. 2; SGG § 160 a Abs. 2

Leitsätze:
1. Ein Rechtsmittel (hier: Rechtsbeschwerde) kann durch 

Telekopie eingelegt und begründet werden (Bestätigung 
von BAG 43, 46).

2. Die beim Rechtsmittelgericht eingehende Kopie muß die Unterschrift des Absenders wiedergeben (im Anschluß an 
BSG Beschluß vom 28. Juni 1985 - 7 BAr 36/85).
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i ABR 86/83
10 Ta BV 19/83 Köln

Beschluß

In Sachen

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts am 14. Ja 
nuar 1986 durch den Präsidenten Professor Dr. Kissel, 
die Richter Dr. Heither und Matthes ohne mündliche Anhö 
rung beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats ge-
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gen den Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Köln vom 3- November 1983 - 10 Ta BV 19/83 - 
wird als unzulässig verworfen.

G r ü n d e  :

A. Der Betriebsrat wendet sich gegen einen Spruch der Eini­
gungsstelle, durch den die Torkontrolle im Betrieb des Arbeitge­
bers geregelt wurde.

Der Arbeitgeber betreibt mit mehreren hundert Arbeitnehmern 
eine Glashütte, in der hochwertige Gebrauchsgegenstände aus Kri­
stall oder Bleikristall mit besonderen Qualitätsansprüchen her­
gestellt werden. Seit Jahren wurden mit zunehmender Tendenz in 
erheblichem Umfang Diebstähle von Arbeitnehmern festgestellt. In 
mehreren Fällen hatten die beschuldigten Arbeitnehmer eingeräumt, 
jeweils Diebesgut im Werte von insgesamt mehreren Tausend DM aus 
dem Betrieb hinausgeschafft zu haben. Der Arbeitgeber vermutete 
darüber hinaus weitere Fälle, die nicht aufgeklärt wurden. Er 
kündigte eine über die Torkontrolle abgeschlossene Betriebsver­
einbarung vom 23. Juni 1976 mit dem Ziel, die Torkontrolle we­
sentlich zu verschärfen. Die nach einem gescheiterten Einigungs- 
versuch vom Arbeitgeber angerufene Einigungsstelle hat am 30. 
April 1982 folgenden Spruch erlassen:

"Die Torkontrolle im Betrieb der Antragstelle­
rin wird anstelle der Regelung vom 23.06.1976 
wie folgt geregelt:
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1. Alle Arbeitnehmer der Firma P
haben beim Betreten oder Verlassen des Be­
triebes nur den Ausgang beim Pförtner zu 
benutzen. Die Mitarbeiter des Verwaltungs­
gebäudes II benutzen ebenfalls nur den 
Durchgang beim Pförtner und die Mitarbei­
ter des Verwaltungsgebäudes I ausschließ­
lich den Haupteingang.

2. Beim Verlassen des Werkes bei Arbeitsende 
sowie während der Arbeitszeit, z.B. in den 
Pausen, sind alle mitgeführten Behältnisse 
aller Art, z.B. Taschen, Plastikbeutel etc., 
unaufgefordert dem Pförtner geöffnet vorzu­
zeigen .

3. Die kontrollauslösende Signalanlage wird 
so eingestellt, daß bei 5 % der die Licht­
schranke passierenden Arbeitnehmer das Rot­
licht aufleuchtet, verbunden mit einem aku­
stischen und optischen Signal.
Mitarbeiter, bei denen beim Passieren die 
Signalanlage ausgelöst wird, haben die Ver­
pflichtung, unaufgefordert ins Pförtnerhaus 
zu gehen und ihre Oberbekleidung (Mantel 
bzw. Jacke etc.) zu öffnen. Auf Verlangen 
des Pförtners sind dicke Kleidertaschen zu 
entleeren."

Der Betriebsrat hat die Auffassung vertreten, die Eini­
gungsstelle sei für die Regelung der Torkontrolle nicht zuständig 
gewesen. Die Torkontrolle sei eine "präventive Ordnungsmaßnahme". 
Die Einigungsstelie habe den Pförtnern Reehte eingeräumt, die 
nicht einmal die Polizei besitze. Jedenfalls habe die Einigungs­
stelle das Ermessen überschritten, das ihr nach dem Betriebsver­
fassungsgesetz eingeräumt werde; der Grundsatz der Verhältnismä­
ßigkeit sei verletzt.

Der Betriebsrat hat beantragt,

den Spruch der Einigungsstelle vom 30.
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April 1982 über die Regelung der Tor­
kontrolle im Betrieb der Antragsgegne­
rin aufzuheben,
hilfsweise
festzustellen, daß der Spruch der Eini- 
gungsstelle reehtsunwirksam sei.

Der Arbeitgeber hat beantragt, diese Anträge zurückzuweisen. 
Er hat die Auffassung vertreten, § 8? Abs. 1 Nr. 1 BetrVG biete 
eine ausreichende Rechtsgrundlage für die mit der Torkontrolle 
verbundenen Eingriffe in Persönlichkeitsrechte der Arbeitnehmer. 
Der Spruch der Einigungsstelle entspreche billigem Ermessen.

Das Arbeitsgericht hat dem Hauptantrag des Betriebsrats 
stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat auf die Beschwerde des 
Arbeitgebers diesen Beschluß abgeändert und die Anträge des Be­
triebsrats zurückgewiesen. Mit der Rechtsbeschwerde will der Be­
triebsrat erreichen, daß der Beschluß des Arbeitsgerichts wie­
derhergestellt wird.

Gegen den Beschluß des Landesarbeitsgerichts vom 3* Novem­
ber 1983, der dem Betriebsrat am 12. Dezember 1983 zugestellt 
worden war, hat der Betriebsrat am 23. Dezember 1983 Rechtsbe­
schwerde eingelegt. Er hat diese Rechtsbeschwerde im Schriftsatz 
vom 21. Februar 1984 begründet, nachdem auf seinen Antrag die 
Frist zur Begründung der Reehtsbesehwerde bis zum 23. Februar 
1984 verlängert worden war (Beschluß vom 20. Januar 1984). Die 
Rechtsbeschwerdebegründung vom 21. Februar 1984 ist als Tele- 
brief am 23. Februar 1984 - ohne kopierte Unterschrift - beim 
Bundesarbeitsgericht eingegangen. Sie endet mit dem masohinenge-
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schriebenen Text:

( W )
Rechtsanwalt

Am 27. Februar 1984 ging eine letzte Seite der Rechtsbe­
schwerdebegründung der Verfahrensbevollmächtigten des Betriebs­
rats ein, die abgeschlossen wurde mit:

pro abs RA W
( R )
Rechtsanwalt

Sie enthält die kopierte Unterschrift von Rechtsanwalt R 
. Zugleich ging am 27. Februar 1984 eine Rechtsbeschwerdebe- 

gründung ein, die von Rechtsanwalt W handschriftlich unter­
zeichnet ist und mit den gleichen Worten absehließt wie die durch 
Telebrief übermittelte Reehtsbesehwerdebegründung.

Mit Schreiben vom 29. Februar 1984 wurden die Verfahrens­
bevollmächtigten des Betriebsrats davon unterrichtet, daß sieh 
auf der als Telebrief eingegangenen Rechtsbeschwerdebegründung 
"die Unterschrift von Herrn Rechtsanwalt W nicht feststellen 
läßt". Der Vorsitzende des Senats bat um eine Erklärung, "ob das 
für die Telekopie verwendete Exemplar unterschrieben war". 
Rechtsanwalt W antwortete mit Schreiben vom 7. März 1984,

"daß das für die Telekopie verwendete Exem­
plar der Rechtsbeschwerdebegründungssehrift 
unterschrieben war. Der Unterzeichner hatte
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vorsorglich zwei Schriftsätze unterschrie­
ben. Das eine Original wurde auf den Post­
weg gebracht, das andere wurde für die Te­
lekopie verwandt.
Insoweit sich auf der Telekopie die Unter­
schrift des Unterzeichners nicht feststel­
len läßt, hat dies möglicherweise seinen 
Grund darin, daß die Unterschriftsleistung 
mit einem Filzstift vollzogen wurde."

Auf eine weitere Bitte des Vorsitzenden des Ersten Senats um 
Übersendung des Originalexemplars der Reehtsbeschwerdebegründung, 
das zur Telekopie verwendet worden war, wurde mitgeteilt, daß das 
Original nieht mehr auffindbar sei. Das Postamt 1 in Düsseldorf 
habe die Originalunterlagen zwar unmittelbar nach der Übermitt­
lung in Form eines gewöhnliches Briefes an das Büro zurückge­
sandt. Dort sei ein entsprechender Eingang jedoch nicht fest­
stellbar.

Der Senat hat zusätzlich beim Präsidenten der Oberpostdi­
rektion in Frankfurt am Main angefragt, "ob Erfahrungen bestehen, 
inwieweit Unterschriften auf Schriftstücken bei Telekopien nicht 
sichtbar sind (bleiben)". Zur Information wurde dem Präsidenten 
eine Ablichtung der letzten Seite der als Telekopie eingegangenen 
Rechtsbeschwerdebegründung und die letzte Seite des später ein­
gegangenen Exemplars überlassen. Die Oberpostdirektion Frankfurt 
am Main antwortete:

"Es gibt zwar verschiedene helle Farben, wie 
z.B. gelb oder orange, die von Fernkopierern 
nieht erkannt werden und deshalb auf der 
Fernkopie nicht lesbar sind. Bei diesen Far­
ben handelt es sich jedoch durchweg um solche, 
die im allgemeinen nicht für eine Unter­
schriftsleistung verwendet werden.
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Die Unterschrift auf der uns übersandten Fo­
tokopie des Originals ist gut lesbar. Eine 
Unterschrift gleicher Qualität auf der Uber­
mittlungsvorlage wäre vom Fernkopierer erkannt 
worden und demzufolge auf der Fernkopie les­
bar gewesen. Demnach muß davon ausgegangen wer­
den, daß auf der Ubermittlungsvorlage keine 
Unterschrift dieser Qualität vorhanden war. Ob 
die Ubermittlungsvorlage tatsächlich unter­
schrieben wurde, läßt sich letztendlich nur 
anhand dieser Ubermittlungsvorlage selbst 
feststellen, die das Postamt an den Kunden 
zurückgesandt hat."

Von dieser Antwort erhielten die Verfahrensbevollmächtigten 
beider Seiten Kenntnis. Der Verfahrensbevollmächtigte des Be­
triebsrats machte geltend, er habe bei der Unterschriftsleistung 
auf dem für die Telekopie vorgesehenen Exemplar zufällig einen 
feineren Filzstift benutzt. Er bleibe bei seiner Darstellung, daß 
das dem Postamt 1 in Düsseldorf am 23. Februar 1984 zur Über­
mittlung übergebene Exemplar der Rechtsbeschwerdebegründupg von 
ihm zuvor unterzeichnet worden war. In diesem Schreiben vom 31. 
Juli 1984 heißt es dann:

"Da somit aus unserer Sicht keine Zweifel dar­
an bestehen, daß die Förmlichkeiten gewahrt 
sind, können wir auch keinen Antrag auf Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand gegen eine 
etwaige Versäumung der Rechtsbeschwerdebegrün­
dungsfrist stellen."

In der Sache beantragt der Betriebsrat, den erstinstanzli­
chen Beschluß wiederherzustellen.

B. Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats ist nicht zulässig. 
Sie wurde riieht formgerecht begründet.
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1. Nach § 94 Abs. 1 ArbGG müssen die Reehtsbeschwerdeschrift 
und die Rechtsbesehwerdebegründung von einem Rechtsanwalt unter­
zeichnet sein. Außerdem gelten nach § 92 Abs. 2 ArbGG für das 
Rechtsbeschwerdeverfahren die für das Revisionsverfahren maßge­
benden Vorschriften Uber die Einlegung der Revision und ihre Be­
gründung entsprechend. Nach § 72 Abs. 5 ArbGG gelten für das 
Revisionsverfahren vor dem Bundesarbeitsgericht die Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung Uber die Revision - mit Ausnahme des
§ 566 a ZPO - entsprechend. Damit wird auf § 554 Abs. 5 ZPO 
verwiesen, der wiederum auf § 553 Abs. 2 ZPO verweist. Nach 
diesen Bestimmungen sind auf die Revisionsbegründungsschrift die 
allgemeinen Vorschriften über die vorbereitenden Schriftsätze 
anzuwenden. Für vorbereitende Schriftsätze in Anwaltsprozessen 
ist die Unterschrift des Anwalts nach § 130 Nr. 6 ZPO vorge­
schrieben. Daraus folgt, daß die Rechtsbeschwerdebegründung von 
einem Rechtsanwalt handschriftlich unterschrieben sein muß.

Die als Telekopie bei den Gerichten eingehenden Schrift­
stücke sind nicht handschriftlich unterschrieben.

2. Die Rechtsprechung hat von dem Grundsatz, daß Rechtsmittel- 
sehriften und Rechtsmittelbegründungsschriften handschriftlich 
unterschrieben sein müssen, Ausnahmen zugelassen.

a) Schon nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts konnte ein 
Rechtsmittel durch Telegramm eingelegt werden. Dabei wurde nicht 
verlangt, daß eine briefliche Bestätigung durch den Prozeßbe­
vollmächtigten gleichzeitig oder innerhalb der Reehtsmittelfrist
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einging. Auch die fernmündliche Aufgabe des Telegramms genügte. 
Dem sind die Obersten Gerichtshöfe des Bundes im Ergebnis ein­
hellig gefolgt (BGH NJW I960, 1310; BFHE 92, 438; BSG Urteil vom 
19. Oktober 1977 - IV RJ 31/77 - USK 77217). Folgerichtig wurde 
dann auch die Einlegung des Rechtsmittels durch Fernschreiber 
zugelassen (BGHZ 87, 63; BGHSt 31, 7; BSG, aaO).

b) Das Bundesarbeitsgericht hat auch die Frage bejaht, ob den 
Erfordernissen der Schriftform durch Übermittlung eines Tele- 
briefes (Telekopie) genügt wird (BAG 43, 46, 49; ebenso BFHE 136, 
38; 138, 403; vgl. auch BGHZ 79, 314 zu § 73 Patentgesetz; BGHZ 
87, 63 und OLG Koblenz, NStZ 1984, 236 zu § 345 Abs. 2 StPO). Es 
hat bei neuen technischen Ubermittlungsformen darauf abgestellt, 
welcher Grad von Formstrenge nach den jeweils maßgebenden Ver­
fahrensvorschriften sinnvoll gefordert werden kann (BAG 30, 86, 
101 = AP Nr. 60 zu Art. 9 GG Arbeitskampf). Bezogen auf die 
Schriftform heißt das: Die Schriftlichkeit soll gewährleisten, 
daß aus dem Schriftstück der Inhalt der Erklärung, die abgegeben 
werden soll, und die Person, von der sie ausgeht, hinreichend 
zuverlässig entnommen werden können. Außerdem muß feststehen, daß 
es sich bei dem Schriftstück nicht nur um einen Entwurf handelt, 
sondern daß er mit Wissen und Willen des Berechtigten dem Gericht 
zugeleitet worden ist (vgl. GemS-OGB NJW 1980, 172, 174; BAG, 
aaO). Insoweit erfüllt das fernmeldetechnisch im Telekopierver- 
fahren von einem Original aufgenommene und als Fernkopie dem 
Reehtsmittelgericht auf postalischem Wege zugeleitete Schrift­
stück hinreichend den mit den Formvorschriften erstrebten Zweck. 
Das Verfahren der Telekopie gibt den Inhalt des Schriftstücks und
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die Unterschrift der das Rechtsmittel einlegenden Person ein­
wandfrei und zuverlässig wieder. Sie bietet gegenüber der Über­
mittlung durch Telegramm oder Fernschreiber sogar noch eine er­
höhte Inhalts- und Unterschriftsgarantie (BAG 43, 50, mit wei­
teren Nachweisen). Der Bundesfinanzhof hat deshalb die Frage 
aufgeworfen, ob die Entwicklung des Telebriefes nicht die 
Rechtsmitteleinlegung durch Telegramme hinfällig machen kann 
(BFHE 138, 403, 405).

c) Bei der Übermittlung durch Telekopie entfällt nur das Er­
fordernis des Eingangs eines Schriftsatzes mit der eigenhändigen 
Unterschrift des Absenders. Alle übrigen Voraussetzungen müssen 
erfüllt sein. Gerade weil das Verfahren der Telekopie den Inhalt 
des Schriftstücks und die Unterschrift der die Revision einle­
genden Person einwandfrei und zuverlässig wiedergibt, muß das 
Schriftstück, das beim Revisionsgerieht eingeht, die Unterschrift 
der die Revision einlegenden Person einwandfrei und zuverlässig 
wiedergeben. Nur so steht fest, daß es sich bei dem Schriftstück 
nicht nur um einen Entwurf handelt, sondern daß er mit Wissen und 
Wollen des Berechtigten dem Gericht zugeleitet worden ist. Der 
Reehtsmittelführer muß also das, was technisch möglich ist, lei­
sten, um die Anforderungen der Schriftlichkeit zu gewährleisten. 
Technisch möglich ist die Wiedergabe von Unterschriften. Der 
Reehtsmittelführer muß deshalb dafür sorgen, daß ein unter­
schriebener Schriftsatz kopiert wird, und daß die kopierte Un­
terschrift beim Reehtsmittelgerieht eingeht.

Es besteht danach kein Anlaß, auf den Eingang eines unter-
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schriebenen Schriftstücks zu verzichten. So hat auch das Bundes­
sozialgericht entschieden: Fehlt auf der durch Telekopie über­
mittelten Begründung der Nichtzulassungsbeschwerde nach § 160 a 
Abs. 2 SGG die Wiedergabe der Unterschrift des Prozeßbevoll­
mächtigten, ist die Beschwerde nicht formgereeht begründet (BSG 
Beschluß vom 28. Juni 1985 - 7 BAr 36/85 -). Für den vergleich­
baren Fall eines telegrafisch eingelegten Rechtsmittels hat der 
Bundesfinanzhof entsprechend entschieden. Es genügt nicht, daß 
telegrafisch Revision eingelegt wird. Aus dem Telegramm, mit dem 
die Revision eingelegt wird, muß sich auch ergeben,.wer die Re­
vision eingelegt hat. Das kann dadurch geschehen, daß Namen und 
Anschrift des Prozeßbevollmächtigten aus dem Text des Telegramms 
ersichtlich sind. Denn nur so wird siehergestellt, daß auf andere 
Weise das zwingende Formerfordernis der Urheberschaft erfüllt ist 
(BFH Beschluß vom 14. Juni 1985 - III R 265/84 - BB 1985,,1655). 
Der Rechtsmittelführer muß daher alle technischen Möglichkeiten 
ausnutzen, um die Schriftlichkeit soweit wie möglich zu wahren.

Das ist hier nicht geschehen. Die innerhalb der Frist ein­
gegangene Begründung der Rechtsbesehwerde enthält keine - ko­
pierte - Unterschrift des Verfahrensbevollmächtigten. Dies kann 
auf einem Versehen des Verfahrensbevollmächtigten beruhen, falls 
er dem Postamt eine nicht unterschriebene Begründung zur Kopie 
hatte vorlegen lassen; es kann aber ebenso auf technischen Feh­
lern bei der Übermittlung beruhen. Nach Auskunft der Oberpostdi­
rektion Frankfurt am Main ist technisch nicht in allen Fällen 
sicherzustellen, daß die Unterschriften, die sieh auf der Uber­
mittlungsvorlage befinden, tatsächlich übermittelt werden. Für
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den rechtzeitigen und formgerechten Eingang der Reehtsbeschwer- 
debegründung trägt aber der Rechtsbeschwerdeführer allein die 
Verantwortung.

3. Ist die Unterschrift des Verfahrensbevollmäehtigten auf der 
beim Rechtsbeschwerdegericht eingegangenen Telekopie nicht wie­
dergegeben und beruht dieser Umstand auf einem technischen Ver­
sehen, das der Verfahrensbevollmächtigte nicht voraussehen konn­
te, kommt eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 233 
ZPO in Betracht. Nach dieser Vorschrift ist einer Partei auf An­
trag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren, wenn sie 
ohne ihr Verschulden verhindert war, die Frist zur Begründung der 
Rechtsbeschwerde einzuhalten. Diese Voraussetzungen wären er­
füllt, wenn der Verfahrensbevollmäehtigte darauf vertrauen durf­
te, daß seine Unterschrift unter dem dem Postamt vorgelegten 
Original auch beim Bundesarbeitsgericht eingehen würde.

Im vorliegenden Fall scheitert eine Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand jedoch daran, daß es der Verfahrensbevollmächtigte 
zunächst ausdrücklich abgelehnt hatte, einen Antrag auf Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand gegen eine etwaige Versäumung der 
Rechtsbeschwerdebegründungsfrist zu stellen. Jetzt kommt eine 
solche Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht mehr in Be­
tracht. Die Wiedereinsetzung muß nämlich innerhalb einer zweiwö­
chigen Frist beantragt werden (§ 234 Abs. 1 ZPO). Die Frist be­
ginnt mit dem Tage, an dem das Hindernis behoben ist (§ 234 Abs.
2 ZPO). Das war hier spätestens am 7. März 1984 der Fall. Denn 
die Verfahrensbevollmäehtigten des Betriebsrats wurden durch
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Schreiben des Senatsvorsitzenden vom 29. Februar 1984 darauf 
hingewiesen, daß sich die Unterschrift auf der Telekopie nicht 
feststellen läßt. Auf dieses Schreiben haben die Verfahrensbe­
vollmächtigten des Betriebsrats am 7. März 1984 erwidert. Der 
Umstand, der eine Wiedereinsetzung begründen konnte, nämlich der 
technische Fehler bei der Übermittlung der Vorlage, war den Ver- 
fahrensbevollmäehtigten des Betriebsrats zu diesem Zeitpunkt be­
kannt. Das Hindernis, die Unkenntnis vom Eingang einer Rechts­
mittelbegründung ohne kopierte Unterschrift, war damit behoben. 
Die Frist, innerhalb derer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
hätte beantragt werden können, war damit am 21. März 1984 abge­
laufen. Der am 2. Januar 1986 eingegangene Antrag auf Wieder­
einsetzung in den vorigen Stand ist verspätet.

4. Da die Rechtsbeschwerde nicht ordnungsgemäß begründe^ wurde, 
muß sie als unzulässig verworfen werden (§ 94 Abs. 2 Satz 3 
ArbGG in Verb, mit § 74 Abs. 2 ArbGG, der wiederum auf § 554 a 
Abs. 2 ZPO verweist).

Dieser Beschluß ergeht ohne mündliche Anhörung und ohne Zu­
ziehung der ehrenamtlichen Richter (§ 94 Abs. 2 Satz 3 ArbGG in 
Verb, mit § 74 Abs. 2 Satz 3 ArbGG).

Dr. Kissel Dr. Heither Matthes
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